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Beschluss:

 

1. Den Ausführungen zur Unabweisbarkeit wird zugestimmt. 

Wissenschaftliche Aufarbeitung 

2. Der Durchführung der wissenschaftlichen Aufarbeitung in Form einer

 Public-Public-Partnership wird zugestimmt. 

3. Das Sozialreferat/Stadtjugendamt wird beauftragt, die in den Jahren 2024, 

2025 und 2026 erforderlichen zahlungswirksamen Haushaltsmittel für die 

Vergabe der wissenschaftlichen Aufarbeitung im Rahmen des Nachtrags 2023 

in Höhe von 150.000 € und im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2024 in 

Höhe von 200.000 €, 2025 in Höhe von 300.000 € und 2026 in Höhe von 

100.000 € bei der Stadtkämmerei zusätzlich anzumelden (Finanzposition 

4070.602.0000.0, Innenauftrag 602900198). 

Anerkennungssystem auf Landesebene 

4. Die unabhängige Kommission wird gebeten, bis spätestens Mitte 2024 einen 

Kriterienkatalog für die Auszahlung von endgültigen Anerkennungsleistungen 

zu erarbeiten, um eine schnellstmögliche Auszahlung an die Betroffenen zu 

ermöglichen.

 

5. Das Sozialreferat wird zudem im Sinne der Überlegungen der 

Expert*innenkommission beauftragt, sich mit dem Staatsministerium für Arbeit 

und Soziales ins Benehmen zu setzen, ob und wie das Ziel eines bayerischen 

Anerkennungssystems erreicht werden kann. 

Öffentlichkeitskampagne 

6. Der KJHA nimmt zur Kenntnis, dass das Sozialreferat für die 

Öffentlichkeitsarbeit einmalig erforderliche Haushaltsmittel in Höhe von 50.000 

€ durch referatsinterne Umschichtungen finanziert.
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Soforthilfen 

7. (bereits beschlossen im Kinder- und Jugendhilfeausschuss am 13.06.2023 

und abschließend in der Vollversammlung am 28.06.2023)

Zusätzlicher Mittelbedarf Anlaufstelle 

8. Dem zusätzlichen Mittelbedarf für die Anlaufstelle in Höhe von 60.885 € in 

2023 und 58.774 € in 2024 wird zugestimmt.

 

9. Das Sozialreferat wird beauftragt, die in 2023 und 2024 erforderlichen 

zahlungswirksamen Mittel für den Zuschussbedarf der Anlaufstelle für 

Betroffene im Rahmen des Nachtrags 2023 in Höhe von 60.885 € und im 

Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2024 in Höhe von 58.774 € bei der 

Stadtkämmerei zusätzlich anzumelden (Finanzposition 4070.700.0000.2, 

Innenauftrag 602900198). 

Einrichtung von 0,5 VZÄ für die Geschäftsführung der Kommission 

10. Der von 2024 bis 2026 befristeten Einrichtung von 0,5 VZÄ für die 

Geschäftsführung der Kommission wird zugestimmt.

 

11. Personalkosten 

Das Sozialreferat wird beauftragt, die befristete Einrichtung der Stelle bei der 

Fachstelle Familie im Stab der Jugendamtsleitung im Umfang von 0,5 VZÄ 

sowie die Stellenbesetzung beim Personal- und Organisationsreferat zu 

veranlassen. Das Sozialreferat wird beauftragt, die befristet von 2024 bis 2026 

erforderlichen Haushaltsmittel in Höhe von bis zu 45.190 Euro entsprechend 

der tatsächlichen Besetzung der Stelle bei den Ansätzen der 

Personalauszahlungen im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2024 bei der 

Kostenstelle 20200000, Profitcenter 40363900, anzumelden. Im 

Ergebnishaushalt entsteht bei der Besetzung mit Beamt*innen zusätzlich zu 

den Personalauszahlungen noch ein Aufwand für Pensions- und 

Beihilferückstellungen in Höhe von 40 % des Jahresmittelbetrages.
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12. Arbeitsplatzkosten 

Das Sozialreferat wird beauftragt, die befristet von 2024 bis 2026 

erforderlichen zahlungswirksamen Haushaltsmittel für die Arbeitsplatzkosten 

im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2024 in Höhe von einmalig 1.000 

Euro und befristet von 2024 bis 2026 in Höhe von 400 Euro zusätzlich 

anzumelden (Kostenstelle 20200000, Finanzposition 4070.650.0000.9).

 

13. Zusätzlicher Arbeitsplatzbedarf 

Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis, dass die beantragte Stelle keinen 

zusätzlichen Büroraumbedarf auslöst.

 

14. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.   

Die endgültige Beschlussfassung über die Ziffern 1 bis 6 und 8 bis 14 erfolgt in der 

Vollversammlung des Stadtrates. 


